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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. Mai 1963 

8 — 52200 — 5428/63 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung 
des Beteiligungsverhältnisses an der Ein- 
kommensteuer und der Körperschaftsteuer 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 257. Sitzung am 3. Mai 1963 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, die Gesetzes- 
vorlage mit der aus der Anlage 2 ersichtlichen Begründung ab- 
zulehnen. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellung- 
nahme des Bundesrates ist aus der Anlage 3 zu ersehen. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Auswärtigen 

Dr. Schröder 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestiaße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Ersten Gesetzes 
zur Änderung des Beteiligungsverhältnisses an der 


Einkommensteuer und 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Beteiligungsverhältnis an der Einkommensteuer 
und der Körperschaftsteuer 

Vom Aufkommen der Einkommensteuer und der 
Körperschaftsteuer stehen ab 1. Januar 1963 40,5 
vom Hundert dem Bund und 59,5 vom Hundert den 
Ländern, ab 1. Januar 1964 41,5 vom Hundert dem 
Bund und 58,5 vom Hundert den Ländern zu. 


der Körperschaftsteuer 

§ 2 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
^ (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

! 

I 

§ 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
: düng in Kraft. 


Begründung 


Nach Artikel 106 Abs. 4 GG soll das Beteiligungs- i 
Verhältnis an der Einkommen- und Körperschaft- 
steuer zugunsten des Bundes geändert werden, wenn | 
sich das Verhältnis zwischen den (ordentlichen) Ein- j 
nahmen und Ausgaben des Bundes ungünstiger ent- | 
wickelt als das Verhältnis zwischen den (ordent- | 
liehen) Einnahmen und Ausgaben der Länder und in 
der Haushaltswirtschaft des Bundes ein erheblicher 
Fehlbedarf entsteht. Dabei gelten als Einnahmen und 
Ausgaben der Länder nach Artikel 106 Abs. 8 GG 
auch die Einnahmen und Ausgaben der Gemein- 
den (Gemeindeverbände). Diese Voraussetzungen | 
liegen vor. 

1. Unterschiedliche Entwicklung des Verhältnisses 
zwischen (ordentlichen) Einnahmen und Ausga- 
ben bei Bund und Ländern einschließlich Ge- j 
meinden | 

Die ordentlichen Einnahmen der Länder und Ge- ; 
meinden sind seit 1955 von 26,99 Mrd. DM auf | 
53,81 Mrd. DM im Rechnungsjahr 1961 gestiegen ^ 
und werden für das Rechnungsjahr 1963 auf ■ 
62,15 Mrd. DM geschätzt. Demgegenüber sind die i 
ordentlichen Einnahmen des Bundes seit 1955 nur 
von 26,20 Mrd. DM auf 43,75 Mrd. DM im Rech- 
nungsjahr 1961 gestiegen. Für das Rechnungs- 
jahr 1963 sind die Bundeseinnahmen auf 50,80 . 
Mrd. DM veranschlagt. Danach haben die Ein- 
nahmen der Länder und Gemeinden erheblich ' 
stärker zugenommen als die des Bundes. 


Auf der anderen Seite sind die Ausgaben des 
Bundes seit 1955 stärker gewachsen als die der 
Länder und Gemeinden. Sie beliefen sich 1955 
auf 22,93 Mrd. DM und stiegen bis 1961 auf 
43,82 Mrd. DM. Für das Rechnungsjahr 1963 sind 
sie auf 55,02 Mrd. DM geschätzt. Die Ausgaben 
der Länder und Gemeinden stiegen in dem glei- 
chen Zeitraum von 29,29 Mrd. DM auf 54,20 Mrd. 
DM. Für das Rechnungsjahr 1963 werden sie auf 
63,33 Mrd. DM geschätzt. 

Die gegenläufige Entwicklung bei den ordent- 
lichen Einnahmen und Ausgaben hat dazu ge- 
führt, daß sich das Verhältnis zwischen den Ein- 
nahmen und Ausgaben beim Bund ungünstiger 
entwickelt hat als bei den Ländern und Gemein- 
den, wie sich aus der folgenden Übersicht er- 
gibt: 


Ordentliche Einnahmen in v. H. der Ausgaben 


Rechnungsjahr 

Einnahmen 
des Bundes 

Einnahmen 
der Länder und 
Gemeinden 

1955 

114,3 

92,1 

1958 

92,3 

93,7 

1963 

92,3 

98,1 


Die Überdeckung im Bundeshaushalt 1955 ist auf 
das vorübergehende Zurückbleiben der Vertei- 
digungsausgaben gegenüber den veranschlagten 
Beträgen zurückzuführen. Danach hat jedoch eine 
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ungünstige Entwicklung eingesetzt, die bis zum 
Rechnungsjahr 1963 angehalten hat. 

Die Voraussetzungen des Artikels 106 Abs. 4 GG 
für eine Änderung des Beteiligungsverhältnisses 
an der Einkommen* und Körperschaftsteuer lie- 
gen danach insoweit vor. 


Im Rechnungsjahr 1964 werden dem Bund wei- 
tere unabweisbare Mehrforderungen, insbeson- 
dere auf dem Gebiet der Verteidigung, der zivi- 
len Notstandsplanung, des Sozialwesens und zur 
Eingliederung der Landwirtschaft in den Gemein- 
samen Markt, entstehen, die unter Berücksichti- 
gung wegfallender Aufgaben auf rd. 6 Mrd. DM 
zu veranschlagen sind. Demgegenüber ist nur mit 
einem Mehr aus den vorhandenen ordentlichen 
Einnahmequellen von rd. 2,5 Mrd.. DM zu rech- 
nen. Für 1964 ergibt sich danach ohne eine Ände- 
rung des heutigen Anteilsverhältnisses eine 
Deckungslücke von 5,5 Mrd. DM. 

Der Fehlbedarf in den Jahren 1963 und 1964 ist 
so erheblich, daß eine entsprechende Berichti- 
gung des Beteiligungsverhältnisses zugunsten 
des Bundes geboten ist. Auch insoweit liegen 
also die Voraussetzungen des Artikels 106 Abs. 4 
GG vor. 

Da Artikel 106 Abs. 4 GG eine Neuregelung des 
Beteiligungsverhältnisses vor Ablauf von 2 Jah- 
ren unmöglich macht, muß der Mehrbedarf des 
Bundes für 1964 bereits in diesem Gesetz be- 
rücksichtigt werden. 


Im Hinblick auf die gleichfalls zunehmenden 
Finanzbedürfnissc der Länder und Gemeinden 
ist nicht in vollem Umfang zu übersehen, welche 
Auswirkungen eine völlige Schließung der vor- 
aussichtlichen Deckungslücke im Bundeshaushalt 
durch eine Änderung des Beteiligungsverhält- 
nisses auf die Haushalte der Länder und Gemein- 
den haben würde. Die weitere Steigerung des 
Bundesanteils mußte deshalb auf ein für die Län- 
der und Gemeinden zumutbares Mindestmaß be- 
schränkt werden. Aus diesem Grund sieht der 
Entwurf für das Rechnungsjahr 1964 nur eine 
weitere Steigerung des Bundesanteils auf 41,5 
V. H. vor. 

Auswirkung der Erhöhung des Bundesanteils auf 
die Deckungsmasse der Länder und Gemeinden 

Der Gesetzentwurf berücksichtigt schließlich 
gemäß Artikel 106 Abs. 4 GG auch, daß Bund 
und Länder einschließlich Gemeinden gleich- 
mäßig ordentliche Einnahmen besitzen, um ihre 
notwendigen Ausgaben zu decken, und daß zwi- 
schen den Deckungsbedürfnissen des Bundes auf 
der einen und der Länder und Gemeinden auf 
der anderen Seite ein billiger Ausgleich erzielt, 
eine Überbelastung der Steuerpflichtigen ver- 
mieden und die Einheitlichkeit der Lebensver- 
hältnisse im Bundesgebiet gewahrt wird. 

Den Ländern und Gemeinden verbleiben für das 
Rechnungsjahr 1963 auch nach Erhöhung des 
Bundesanteils an der Einkommen- und Körper- 
schaftsteuer ausreichende Einnahmen, die bei 
vorsichtiger Schätzung etwa 1,8 Mrd. DM über 
denen des Vorjahres liegen und genügen, ihre 
notwendigen Ausgaben zu decken. 

Für das Rechnungsjahr 1964 ist anzunehmen, 
daß die Einnahmen der Länder und Gemeinden 
erheblich stärker steigen werden, als es einem 
Betrage von 1 v. H. des Aufkommens an der Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuer entspricht. Die 
den Ländern und Gemeinden danach bleibenden 
Steuereinnahmen werden ausreichen, um alle 
volkswirtschaftlich vertretbaren Investitionen zu 
finanzieren. Die Neuregelung des Finanzaus- 
gleichs für 1964 trägt daher den Deckungsbedürf- 
nissen der Länder und Gemeinden Rechnung und 
beläßt beim Bund ein ungleich höheres Deckungs- 
risiko. 

Nur durch die im Gesetzentwurf vorgesehene 
Berichtigung des Beteiligungsverhältnisses kann 
eine Überbelastung der Steuerpflichtigen im 
Sinne von Artikel 106 Abs. 4 GG vermieden wer- 
den. Das Gesamtvolumen der Einnahmen bei 
Bund, Länder und Gemeinden reicht aus, um den 
Bedarf der öffentlichen Hand in vollem Umfang 
zu decken. Die Schließung einer Deckungslücke 
beim Bund durch Steuererhöhungen würde des- 
halb dem Artikel 106 Abs. 4 zuwiderlaufen. 

Bei einer Neuverteilung der Einkommen- und 
Körperschaftsteuer im vorgesehenen Umfang 
wird die Einheitlichkeit der Lebensverhältnissc 
im Bundesgebiet gewahrt. 


2. Erheblicher Fehlbedarf des Bundes 

Die vorstehende Entwicklung hat dazu geführt, 
daß der Bund erstmalig für das Rechnungsjahr 
1962 nicht mehr in der Lage war, den Bundes- 
haushalt mit eigenen Einnahmemitteln zu decken. 
Der Ausgleich des Haushalts gemäß der Forde- 
rung des Artikels 110 Abs. 2 GG konnte nur 
durch einen freiwilligen Beitrag der Länder an 
den Bundeshaushalt sichergestellt werden. We- 
gen unerwarteter überplanmäßiger Ausgaben, 
insbesondere im Verteidigungsbereich, entstand 
gleichwohl ein kassenmäßiger Fehlbedarf von 
410 Mill. DM. 

Nach dem Regierungsentwurf des Bundeshaus- 
halts für das Rechnungsjahr 1963 ist unter Be- 
rücksichtigung inzwischen aufgetretener unab- 
weisbarer Mehrausgaben von 2,57 Mrd. DM nach 
Abzug der durchlaufenden Beträge eine Dek- 
kungsmasse von 55,02 Mrd. DM erforderlich, um 
den Ausgleich herbeizuführen. Die Einnahmen 
des Bundes können nach dem gegenwärtigen 
Rechtsstand ohne die durchlaufenden Beträge je- 
doch nur auf 50,80 Mrd. DM geschätzt werden. 
Nach Ausschöpfung der Kreditmöglichkeiten, die 
auch nach Auffassung der Deutschen Bundesbank 
höchstens auf 2,20 Mrd. DM zu beziffern sind, 
verbleibt eine Deckungslücke von 2,02 Mrd. DM. 
Zu ihrer Schließung ist eine Erhöhung des An- 
teils des Bundes an der Einkommen- und Körper- 
schaftsteuer um 5,5 V. H. auf 40,5 v. H. erforder- 
lich. 


i 
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Anlage 2 


Begründung des Bundesrates 

zur Ablehnung des Entwurfs eines Ersten Gesetzes zur Ände- 
rung des Beteiligungsverhältnisses an der Einkommensteuer 
und der Körperchaftsteuer 


Die Voraussetzungen für die geforderte Anwen- ■ 
düng der Revisionsklausel (Artikel 106 Abs. 4 GG) | 
sind nicht bewiesen, [ 

1. Die erste Voraussetzung — unterschiedliche Ent- 
wicklung des Verhältnisses zwischen Einnahmen 
und Ausgaben bei Bund und Ländern (einschließ- 
lich Gemeinden) — • begründet die Bundesregie- 
rung mit einem Hinweis auf die Entwicklung 
seit 1955. Jenes Jahr ist aber als Vergleichsbasis 
ungeeignet, weil damals die Bundesausgaben 
wegen besonderer Umstände außergewöhnlich 
niedrig waren. Der Bund verfügte damals über 
Deckungsmittel von mehr als 114 v. H. seiner 
Ausgaben. 

Außerdem liegen seinem Vergleich bis zum 
Rechnungsjahr 1960 einschließlich Ist-Zahlen und 
von 1961 beginnend nur Schätzungen zugrunde, 
die er in keiner Weise näher erläutert hat. 
Schon eine winzige Änderung der Schätzungs- 
quoten von Bund oder Ländern führt bei einer 
Schätzung über einen Zeitraum von drei Jahren 
zu einer erheblichen Verschiebung. 

Schließlich verwendet der Bund für die Vergan- 
genheit Ist-Zahlen, deren Ableitung aus der 
Finanzstatistik unklar bleibt. Es sind z. B. für 
das Rechnungsjahr 1959 bei Ländern und Ge- 
meinden Gesamtausgaben von 42,96 Mrd. DM 
angegeben, während im Statistischen Jahrbuch 
1962 (S. 440/41) die entsprechenden Ausgaben 
48,62 Mrd. DM betrugen. Die vom Bund verwen- | 
deten Zahlen können auch nicht die Eigenaus- | 
gaben von Ländern und Gemeinden wiederge- i 
ben, da diese nach der Finanzstatistik 37,85 Mrd. 
DM betrugen (vgl. Finanzbericht 1963 S. 587 lfd. 
Nr. 31). Es können schließlich auch nicht die 
sog. eigenfinanzierten Ausgaben sein, die der 
Bund auf Seite 35 des Finanzberichts 1963 mit 
35,64 Mrd. DM angibt. 

2. Auch der von der Bundesregierung behauptete 
Fehlbedarf liegt nicht vor. 

a) Fehlbedarf der Jahre 1955 bis 1961 

Die Ergebnisse der Finanz- und Haushalts- 
politik des Bundes in den Jahren 1955 bis : 
1961 beweisen, daß der Bund zu keinem Zeit- i 
punkt wirtschaftlich oder politisch uner- 
wünschte Ausgabenbeschränkungen vorneh- 
men mußte. Er konnte vielmehr alle von der 
parlamentarischen Mehrheit als notwendig 
oder sogar nur erwünscht angesehenen Auf- 
gaben erfüllen. 


Die Richtigkeit dieser Feststellung ergibt sich 
auch daraus, daß bei den Beratungen des 
Bundeshaushalts 1961 durch den Bundes- 
finanzminister ausdrücklich erklärt wurde, 
die bisherige Entwicklung rechtfertige auch 
vom Bund her gesehen nicht die Forderung 
nach Anwendung der Revisionsklausel. Der 
Bundesfinanzminister hat seinerzeit wört- 
lich ausgeführt: 

„Der gegenwärtige Haushalt 1961 bietet 
noch keine Grundlage für eine Änderung 
der Einnahmeverteilung zwischen Bund und 
Ländern.“ 

(Bericht über die 230. Sitzung des Bundes- 
rates vom 29. März 1961 S. 65) 

b) Fehlbedarf 1962 

Wesentlicher Teil der Begründung des Bun- 
des zur Erhöhung des Bundesanteils ist sein 
kassenmäßiger Fehlbedarf von 410 Mio DM. 
Dieser Fehlbedarf ist aber manipuliert, um 
für die bevorstehenden Finanzausgleichsver- 
handlungen mit den Ländern eine bessere 
Ausgangsposition zu erhalten: 

Im Bundeshaushalt 1962 war so viel Spiel- 
raum, daß er im Verlauf des Rechnungsjah- 
res auftretende Mehrbelastungen von 3 022 
Mio DM verkraften konnte. (Hierbei ist von 
den 3,1 Mrd. DM über- und außerplanmäßigen 
Ausgaben nur der Teilbetrag von 1,1 Mrd. 
DM für die Verteidigung im Dezember 1962 
enthalten.) Wenn der Bund gleichwohl nur 
ein kassenmäßiges Defizit von 410 Mio DM 
hinnehmen mußte, bedeutet dies, daß er über 
einen Spielraum von zumindest 2,6 Mrd. DM 
verfügte. Dieser Spielraum war somit höher 
als der ursprünglich von den Ländern ge- 
forderte Beitrag von 1 740 Mio DM, ohne 
den angeblich der Bundeshaushalt nicht aus- 
geglichen werden konnte. 

c) Fehlbedarf 1963 

Die Bundesregierung hat ihre Forderung nach 
einer Erhöhung des Bundesanteils mit dem 
Fehlbedarf von rund 2 Mrd. DM im Bundes- 
haushalt 1963 begründet. Dieser Fehlbedarf 
kann nicht anerkannt werden: 

Der von der Bundesregierung vorgelegte 
Haushaltsentwurf mit einem Ausgabevolu- 
men von 56,8 Mrd. DM wies eine Deckungs- 
lücke von rund 2 Mrd. DM auf, die nach Auf- 
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fassung der Bundesregierung nur durch den 
Länderbeitrag geschlossen werden könnte. 
Die vom Bundesrat gemachten Deckungsvor- 
schläge (Einnahmen- und Ausgabenänderun- 
gen in Höhe von rund 1,1 Mrd. DM) wurden, 
abgesehen von 3,3 Mio DM, von der Bundes- 
regierung abgelehnt. 

Als im Verlauf der Haushaltsberatungen im 
Bundestag Mehrausgaben in Höhe von 2 585 
Mio DM beschlossen wurden, konnte der 
Bundesfinanzminister zu deren Deckung je- 
doch plötzlich Verbesserungsvorschläge {Ein- 
nahmenerhöhungen und Ausgabenkürzungen) 
in gleicher Höhe machen. Hierzu übernahm 
er weitgehend die Deckungsvorschläge des 
Bundesrates. Die Deckungslücke zu Lasten der 
Länder blieb jedoch in ihrer ursprünglichen 
Höhe von rund 2 Mrd. DM erhalten. 


allein schon deshalb außer Betracht bleiben 
müssen. 


3. Die Steuerzuwachsraten von Bund und Ländern 
haben sich im Verlauf des Rechnungsjahres 1962 
und im ersten Vierteljahr 1963 mehr und mehr 
angenähert. Für die letzten drei Vierteljahre 
kann von einer erheblichen unterschiedlichen 
Entwicklung zugunsten der Länder nicht gespro- 
chen werden. 


So ist der Steigerungssatz der 
Steuereinnahmen der Länder, 
beginnend vom 1. Vierteljahr 
1962 (jeweils gegenüber dem 
vergleichbaren Vorjahresquar- 
tal), gesunken von 


Beim Bund 
hingegen 
betrugen die 
Zahlen 


Ein Versuch, auch diese Deckungslücke zu 
schließen oder zu verringern, wurde bisher 
weder von der Bundesregierung noch vom 
Bundestag unternommen. Nach Auffassung 
des Bundesrates sind weitere Haushaltsver- 
besserungen jedoch durchaus möglich. Da der 
Deutsche Bundestag den Bundeshaushalt noch 
nicht abschließend beraten hat, sieht der Bun- 
desrat im jetzigen Zeitpunkt jedoch davon 
ab, im einzelnen Vorschläge zur Deckung des 
noch verbliebenen Fehlbetrages zu unterbrei- 
ten. Er behält sich dies ausdrücklich für den 
zweiten Durchgang des Bundeshaushalts 1963 
vor. 

d) Fehlbedarf 1964 

Die Darlegungen des Bundes zu seinem Fehl- 
bedarf 1964 sind so unsubstantiiert, daß sie 


1. Vj. 1962 
II. Vj. 1962 
IIL Vj. 1962 
IV. Vj. 1962 

1. Vj. 1963 


117,88 V. H. 
116,18 V. H. 
109,92 V. H. 
108,99 V. H. 

105,56 V. H. 


109,15 V. H. 
108,10 V. H. 
M)8,72 V. H. 
110,62 V. H. 

105,49 V. H. 


Die Zuwachsrate der Ländersteuereinnahmen ist 
damit gegenüber der des Bundes wesentlich stär- 
ker abgeflacht. Angesichts dieser Abflachung ist 
die Durchführung der den Ländern und Gemein- 
den nach dem Grundgesetz obliegenden Aufga- 
ben gefährdet. Dabei gibt auch die Bundesregie- 
rung zu, daß die Länderausgaben in Zukunft 
steigen werden. 

Die geforderte Erhöhung des Bundesanteils ist 
daher in keiner Weise gerechtfertigt. 
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Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung hält die Regierungsvorlage 
aufrecht, weil sie die Voraussetzungen des Arti- 
kels 106 Abs. 4 GG für gegeben ansieht. 

1. Die unterschiedliche Entwicklung der Verhält- 
nisse zwischen Einnahmen und Ausgaben bei 
Bund und Ländern (einschließlich Gemeinden) 
— die erste Voraussetzung — ist für die Zeit 
von 1955 bis 1963 dargcstellt worden, weil die 
letzte Festsetzung des Beteiligungsverhältnisscs 
an der Einkommen- und Körperschaftsteuer durch 
das Finanzverfassungsgesetz vom 23. Dezember 
1955 (BGBl. I S. 817) auf dem im Jahre 1955 vor- 
genommenen Vergleich der Haushaltsentwick- 
lung bei Bund und Ländern beruht. i 

Dem Einwand, daß die unterschiedliche Entwick- 
lung der Verhältnisse bei Bund und Ländern 
nicht auf das Jahr 1955 bezogen werden dürfe, 
weil das Verhältnis zwischen Einnahmen und 
Ausgaben in diesem Jahr für den Bund beson- j 
ders günstig war, ist in der Begründung bereits 
eingehend Rechnung getragen. Wenn jedoch als 
Vergleichsjahr 1958 zugrunde gelegt wird, ergibt 
sich eibenfalls eine wesentlich ungünstigere 
Entwicklung beim Bund als bei den Ländern. 
Der Zuwachs der Steuereinnahmen von 1958 | 
bis 1963 beträgt beim Bund 68,9 v. FI., bei i 
den Ländern und Gemeinden 83,8 v. H., während : 
sich die Gesamtausgaben in diesem Zeitraum ^ 
beim Bund um 63,9 v. H., bei den Ländern und i 
Gemeinden um 57,2 v. FI. erhöhen. Auch inso- | 
weit ist danach der Nachweis erbracht, daß die ! 
Voraussetzungen für die Änderung des Beteili- | 
gungsverhältnisses gegeben sind. Im übrigen j 
sind die Überschüsse des Bundes für 1955 bis ! 
1959 bereits zur Deckung der notwendigen Aus- ! 
gaben des Bundes verwendet worden, so daß ' 
Reserven aus dieser Zeit nicht mehr vorhanden , 
sind. ' 

Bei dem in der Regierungsvorlage jetzt vorge- | 
nommenen Vergleich der Flaushaltsentwicklung ' 
bei Bund und Ländern (einschließlich Gemein- ' 
den) sind Istergebnisse berücksichtigt worden, ■ 
soweit dies möglich war. Dementsprechend lie- i 
gen für Bund und Länder (einschließlich Gemein- 
den) nicht nur die Istergebnisse bis zum Rech- 
nungsjahr 1960, sondern auch die Istergebnisse i 
nach der Finanzstastistik für das Rechnungsjahr | 
1961 zugrunde. Die Zahlen für 1962 beruhen bei 
den Steuern gleichfalls auf Istergebnissen, bei 
den sonstigen Einnahmen und Ausgaben für den 
Bund auf den vorläufigen Istergebnissen, für die 
Länder (einschließlich Gemeinden) auf Schätzun- 
gen nach Teilergebnissen der Vierteljahres- 
statistiken der Länder- und Gemeindefinanzen. 
Die Zahlen für 1963 ergeben sich beim Bund aus 
der Regierungsvorlage zum Bundeshaushalt 1963 


und dem Abschluß der Beratungen im Flaushalts- 
ausschuß des Bundestages, bei den Ländern (ein- 
schließlich Gemeinden) beruhen sie auf Schät- 
zungen nach dev seit Jahren geübten Fortschrei- 
bung unter Berücksichtigung der Entwicklungs- 
tendenzen einzelner Flaushaltsansätze. Die Schät- 
zungen für die Länder 1963 lehnen sich eng an 
die Ansätze in den Flaushaltsentwürfen an. 

Die in der Begründung genannten Zahlen stellen 
die Gesamtausgaben (nach der Methode der 
Finanzstatistik) für den Bund einerseits und die 
Länder und Gemeinden andererseits dar; dabei 
sind die zwischen Ländern und Gemeinden durch 
den gegenseitigen Verrechnungsverkehr auftre- 
tenden Doppelzählungen von der Ausgabenseite 
her ausgeschaltet worden und die Rücklagen- 
entnahmen und die Abwicklungen der Vorjahre 
außer Betracht geblieben. Nur diese Methode 
zeigt das vergleichbare Finanzvolumen zwischen 
dem Bund und den Ländern (einschließlich Ge- 
meinden). 

Für die Entwicklung der Steuerzuwachsraten bei 
Bund und Ländern ergibt nur die Betrach- 
tung längerer Zeiträume ein zutreffendes Bild, 
weil in Vergleichen kürzerer Zeiträume veran- 
lagungs- und zahlungstechnische Einflüsse (z. B. 
Nachzahlungen der verspäteten Vermögen- 
steuerhauptveranlagung in dem ersten und zwei- 
ten Vierteljahr 1962) das Vergleichsbild verzer- 
ren. Die Gesamtübersichten über die Steuerein- 
nahmen von Bund und Ländern in den Jahren 
1955 bis 1963 ergeben bei den Steuereinnahmen 
der Länder insgesamt — - insbesondere wegen 
des höheren Anteils an der Einkommen- und 
Körperschaftsteuer — einen stärkeren Zuwachs 
als bei den Steuereinnahmen des Bundes. Da- 
nach ist auch in Zukunft keine zur bisherigen 
Tendenz gegenläufige Entwicklung zu erwarten. 

Für die Feststellung des Fehlbedarfs — die 
zweite Voraussetzung — hat eine Untersuchung 
der Fehlbeträge vergangener Rechnungsjahre 
keine entscheidende Bedeutung, weil es auf die 
laufende und zukünftige Haushaltsentwicklung 
ankommt. Außerdem zeigt die Rückschau auf 
die vergangenen Jahre nur, daß Einsparungen, 
die bei einzelnen Haushaltsansätzen eingetreten 
sind, stets für notwendige über- und außerplan- 
mäßige Ausgaben in Anspruch genommen wer- 
den mußten. Die Vergangenheit hat also nur 
gezeigt, daß im Laufe des Rechnungsjahres bei 
der Größe des Bundeshaushalts in den Ausgabe- 
ansätzen Verschiebungen entsprechend großen 
Umfangs zu erwarten sind, nicht aber, daß echte 
Reserven (Überschüsse) vorhanden waren. 

Der Fehlbetrag 1962 ist darauf zurückzuführen, 
daß noch im Dezember 1962 überplanmäßige 
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Ausgaben von mehr als 1 Mrd. DM für die Ver- 
teidigung geleistet werden mußten. Die Deckung 
dieser Mehrausgabe konnte nur zum Teil durch 
Einsparungsmaßnahmen gefunden werden; wäre 
sie erst im Rechnungsjahr 1963 geleistet worden, 
so hätte sie das Haushaltsvolumen und den 
Fehlbedarf des Rechnungsjahres 1963 entspre- 
chend erhöht. 

Der Fehlbedarf für das Rechnungsjahr 1963 er- 
gibt sich aus der Regierungsvorlage zum Bun- 
deshaushalt 1963 und dem Abschluß der Be- 
ratungen im Haushaltsausschuß des Bundestages. 
Eine Erhöhung dieses Fehlbedarfs infolge der 
inzwischen hinzugetretenen unabweisbaren Aus- 
gaben von 2 566 Millionen DM hat sich nur da- | 
durch vermeiden lassen, daß die Ansätze für Ein- I 
nahmen aus Steuern, aus sonstigen Einnahmen 
und aus Anleihen erhöht werden konnten und 
andere Ausgabeansätze unter Verzicht auf 
wichtige Anliegen gekürzt wurden. Dabei sind 
die Vorschläge des Bundesrates weitgehend be- I 
rücksichtigt worden. An dem durch Erhöhung 
des Bundesanteils auf 40,5 v. H. zu deckenden 
Fehlbedarf von rd. 2 Mrd. DM ist dabei festge- ! 
halten worden, weil bei Abwägung der Haus- 
haltsentwicklung bei Bund und Ländern (ein- | 
schließlich Gemeinden) eine weitere Erhöhung i 
des Bundesanteils vermieden werden sollte. 

Der Fehlbedarf für das Rechnungsjahr 1964 ist | 
auf der Grundlage des Bundeshaushalts 1963 er- j 


mittelt worden. Für den Bundeshaushalt 1964 
sind schon jetzt mit Sicherheit so hohe unab- 
weisbare Mehranforderungon für Verteidigung, 
zivile Notstandsplanung, Sozialgesetzgebung 
und Eingliederung der Landwirtschaft in die 
EWG zu erkennen, daß die für 1964 zu veran- 
schlagenden Mehrausgaben auch unter Berück- 
sichtigung wegfallender Ausgaben auf insge- 
samt rd. 6 Mrd. DM geschätzt werden müssen. 
Demgegenüber können die aus den vorhandenen 
ordentlichen Einnahmequellen zu erwartenden 
Mehreinnahmen nur auf rd. 2,5 Mrd. DM ge- 
schätzt werden. Daraus ergibt sich für 1964 allein 
ein weiterer Fehlbedarf von 3,5 Mrd. DM, d. h. 
ohne Änderung des bisherigen Anteilsverhält- 
nisses mit dem bereits für 1963 ermittelten Fehl- 
bedarf von 2 Mrd. DM eine Deckungslücke von 
insgesamt 5,5 Mrd. DM. Da Artikel 106 Abs. 4 
GG eine neue Regelung des Beteiligungsverhält- 
nisses vor Ablauf von zwei Jahren unmöglich 
macht, muß der Mehrbedarf für das Rechnungs- 
jahr 1964 bereits in diesem Gesetz berücksichtigt 
werden. Die deshalb für 1964 geforderte weitere 
Erhöhung des Bundesanteils um 1 v. H. (rd. 400 
Millionen DM) macht nur einen Teil der den 
Ländern und Gemeinden zuwachsenden Steuer- 
mehreinnahmen (mindestens 2,5 Mrd. DM) aus 
und erscheint unter vorsichtiger Abwägung der 
gesamten Haushaltsentwicklung von Bund und 
Ländern gerechtfertigt. 



